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Die Reichweite der Schädigungs- und Störungsverbote des § 44 Abs. 1 
BNatSchG für den Schutz des Uhus 
 
von Wilhelm Breuer 
 
1 Vorbemerkung 
Die Schädigungs- und Störungsver-
bote des § 44 Abs. 1 im neuen Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG), 
das am 01. März 2010 in Kraft trat, 
sind so neu nicht. Vielmehr sind sie 
seit der „Kleinen Artenschutzrechts-
novelle“ Ende 2007 Bestandteil des 
deutschen Naturschutzrechts. Diese 
Novelle war nach einem Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs notwen-
dig geworden, weil Deutschland zu-
gunsten von Wirtschaftsinteressen 
mehr Ausnahmen im Artenschutz-
recht zugelassen hatte als das Ge-
meinschaftsrecht erlaubt. Die aktuel-
le Rechtslage soll im folgenden Bei-
trag generell dargestellt und am Bei-
spiel einer einzelnen Vogelart, dem 
Uhu, stellvertretend für andere Arten 
vertieft werden. 
 
2 Die Schädigungs- und Störungs-
verbote 
 

2.1 Wen schützen die Verbote?  
Die Verbote des § 44 Abs. 1 
BNatSchG gelten nur dem Schutz der 
besonders und streng geschützten 
Arten. Das sind etwa 2.585, d. h. nur 
3,4 Prozent der rund 76.000 in 
Deutschland lebenden Arten. Welche 
Arten besonders oder streng ge-
schützt sind, ergibt sich aus § 7 Abs. 
2 Nr. 13 und 14 BNatSchG: 
Besonders geschützt sind 
- Arten der Anhänge A und B der 

EG-Verordnung 338/97 
- Arten des Anhanges IV der FFH-

Richtlinie 
- Arten nach Art. 1 der EG-Vogel-

schutzrichtlinie 
- Arten, die in einer Rechtsverord-

nung nach § 54 Abs. 1 BNatSchG 
aufgeführt sind. 

Streng geschützt ist eine Teilmenge 
dieser besonders geschützten Arten 
und zwar 
- Arten des Anhanges A der EG-

Verordnung 338/97 

- Arten des Anhanges IV der FFH-
Richtlinie 

- Arten, die in einer Rechtsverord-
nung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG 
aufgeführt sind. 

Nicht alle diese Arten sind im Sinne 
der Roten Listen gefährdete Arten, 
auch wenn z. B. alle europäischen 
Vogelarten besonders geschützt sind. 
Umgekehrt zählen nicht alle Rote 
Liste Arten, sondern nur eine Min-
derzahl dieser Arten zu den beson-
ders geschützten Arten.  
Dies rührt daher, dass das besondere 
Artenschutzrecht ursprünglich Arten 
vor zielgerichteter Verfolgung, An-
eignung und Vermarktung schützen 
wollte und nicht auch - wie es das 
Gemeinschaftsrecht verlangt - Arten 
vor Schädigungen und Störungen, die 
gewissermaßen als Kollateralschaden 
mit Bau- oder Abbauvorhaben oder 
auch der land- und forstwirtschaftli-
chen Bodennutzung verbunden sein 
können.  
Das neue Bundesnaturschutzgesetz 
hat auf dieses Manko reagiert. Es 
ermächtigt in § 54 Abs. 1 und 2 
BNatSchG das Bundesumweltminis-
terium, durch Rechtsverordnung  
- gefährdete Arten unter besonde-

ren Schutz zu stellen, sofern 
Deutschland für sie im hohen 
Maße verantwortlich ist 

- vom Aussterben bedrohte Arten 
oder gefährdete Arten, für die 
Deutschland im besonders hohen 
Maße verantwortlich ist, unter 
strengen Schutz zu stellen.  

Es liegt nun im Ermessen des  Bun-
desumweltministeriums und wegen 
des Zustimmungsvorbehaltes auch 
des Bundesrates, inwieweit sie die 
artenschutzrechtlichen Verbote auch 
auf solche Arten ausdehnen. 
 

2.2 Was ist verboten? 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG verbietet es, 
1. wild lebenden Tieren der beson-

ders geschützten Arten nachzu-
stellen, sie zu fangen, zu verlet-

zen oder zu töten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng ge-
schützten Arten und der europäi-
schen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mau-
ser-, Überwinterungs- und Wan-
derzeiten erheblich zu stören; 
eine erhebliche Störung liegt vor, 
wenn sich durch die Störung der 
Erhaltungszustand der lokalen 
Population einer Art verschlech-
tert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
der wildlebenden Tiere der be-
sonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschä-
digen oder zu zerstören, 

4. wildlebende Pflanzen der beson-
ders geschützten Arten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der 
Natur zu entnehmen, sie oder ihre 
Standorte zu beschädigen oder zu 
zerstören. 

Verboten sind nicht nur mutwillig, 
ohne vernünftigen Grund, absicht-
lich, vorsätzlich oder fahrlässig be-
gangene Schädigungen und Störun-
gen, sondern auch solche, die als 
Folgen einer Handlung vorhergese-
hen werden konnten, also wissentlich 
in Kauf genommen werden.  
 

2.3 Legalausnahmen und weitere 
Ausnahmen  
Es liegt auf der Hand, dass viele 
Tätigkeiten einzelne der Schädigungs-
verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG 
durchaus berühren oder verletzen 
können. Der Gesetzgeber hat darin 
offenkundig ein Problem gesehen 
und deshalb die Zugriffsverbote in § 
44 Abs. 4 BNatSchG für die land-, 
forst- und fischereiwirtschaftliche 
Bodennutzung und in § 44 Abs. 5 
BNatSchG für Eingriffe in Natur und 
Landschaft und Vorhaben im 
bauplanungsrechtlichen Innenbereich 
eingeschränkt.  
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Die Schädigungs- und Störungsver-
bote sind dort beschränkt auf den 
Schutz  
- der europäischen Vogelarten 
- der Arten des Anhanges IV der 

FFH-Richtlinie  
- der in einer Rechtsverordnung 

nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 
aufgeführten Arten 

und zusätzlich eingeschränkt:  
- Beschränkungen der land-, forst- 

und fischereiwirtschaftlichen Bo-
dennutzung1 sind nur zulässig, 
wenn sich der Erhaltungszustand 
der lokalen Population infolge der 
Bewirtschaftung verschlechtert 
und Maßnahmen des Gebiets-
schutzes, Artenschutzprogramme, 
vertragliche Vereinbarungen und 
Aufklärung nicht greifen. Erst 
dann darf die Naturschutzbehörde 
Bewirtschaftungsvorgaben anord-
nen. 

- Im Fall von nach § 15 BNatSchG 
zulässigen Eingriffen und Vorha-
ben im bauplanungsrechtlichen 
Innenbereich liegt ein Verstoß 
gegen § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG nicht vor, wenn die 
ökologische Funktion der betrof-
fenen Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätte der Arten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt 
wird. Soweit erforderlich können 
auch vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen festgesetzt werden, 
die diese Funktion sicherstellen. 
Wird die ökologische Funktion 
auch weiterhin erfüllt, sind auch 
die für die Durchführung des 
Eingriffs unvermeidbaren Beein-
trächtigungen vom Verbot des § 
44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ausge-
nommen.  

Die nach Landesrecht zuständigen 
Behörden können nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG von den Verboten des § 
44 BNatSchG im Einzelfall weitere 
Ausnahmen zulassen 
- zur Abwendung erheblicher land-, 

forst-, fischerei-, wasser- oder 
sonstiger erheblicher wirtschaftli-
cher Schäden, 

- zum Schutz der heimischen Tier- 
und Pflanzenwelt, 

                                            
1 Mit der Einschränkung: soweit sie den in § 5 
Abs. 2 bis 4 BNatSchG genannten Anfor-
derungen sowie den sich aus § 17 Abs. 2 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes und dem Recht 
der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft erge-
benden Anforderungen an die gute fachliche 
Praxis entspricht.  

- für Zwecke der Forschung, Lehre, 
Bildung oder Wiederansiedlung 
oder diesen Zwecken dienende 
Maßnahmen der Aufzucht oder 
künstlichen Vermehrung, 

- im Interesse der Gesundheit des 
Menschen, der öffentlichen Si-
cherheit, einschließlich der Lan-
desverteidigung und des Schutzes 
der Zivilbevölkerung oder der 
maßgeblichen günstigen Auswir-
kungen auf die Umwelt oder 

- aus anderen zwingenden Gründen 
des überwiegenden öffentlichen 
Interesses einschließlich solcher 
sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen 
werden, wenn zumutbare Alternati-
ven nicht gegeben sind und sich der 
Erhaltungszustand der Population ei-
ner Art nicht verschlechtert, soweit 
nicht Artikel 16 Abs. 1 der FFH-
Richtlinie weitergehende Anforde-
rungen enthält. Artikel 16 Abs. 3 der 
FFH-Richtlinie und Artikel 9 Abs. 2 
der EG-Vogelschutzrichtlinie sind zu 
beachten. Die Landesregierungen 
können solche Ausnahmen auch 
allgemein durch Rechtsverordnung 
zulassen.  
Artikel 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie 
bindet die Zulässigkeit u. a. an 
zwingende Gründe des überwiegen-
den öffentlichen Interesses ein-
schließlich solcher sozialer oder 
wirtschaftlicher Art. Artikel 16 Abs. 
3 der FFH-Richtlinie gestattet die 
Ausnahme nur, wenn die Population 
der betroffenen Art trotz der Ausnah-
me in einem günstigen Erhaltungs-
zustand bleibt. Artikel 9 Abs. 2 der 
EG-Vogelschutzrichtlinie erlaubt eben-
falls Abweichungen von den Schutz-
bestimmungen und fordert dazu kon-
krete Angaben.  
Die Vorschrift des § 45 Abs. 7 
BNatSchG gilt in den Fällen verbots-
widriger Schädigungen und Störun-
gen aller besonders und streng ge-
schützter Arten, also nicht nur euro-
päischer Vogelarten und Arten des 
Anhanges IV der FFH-Richtlinie. 
Von den Verboten des § 44 BNatSchG 
kann auf Antrag Befreiung nach § 67 
BNatSchG gewährt werden, wenn 
die Durchführung der Vorschrift im 
Einzelfall zu einer unzumutbaren Be-
lastung führen würde. Die Befreiung 
kann mit Nebenbestimmungen ver-
sehen werden. 
 
3 Zur Situation des Uhus 
 

Nach dem Ende direkter Verfolgung, 
die für das Bestandstief in der Mitte 

des 20. Jahrhunderts verantwortlich 
war (etwa 50 Brutpaare), und dank 
mehrerer Wiederansiedlungsprojekte 
leben heute in Deutschland 1.400 – 
1.500 Uhupaare. Dichtezentren sind 
Schleswig-Holstein, die Mittelgebir-
ge und die Alpen. Der ehemals starke 
Jagddruck hatte den Uhu für lange 
Zeit zu einem scheuen Gebirgsvogel 
gemacht. Tatsächlich besiedelt der 
Uhu bevorzugt offene und halboffene 
Kulturlandschaften mit einem klein-
räumigen Mosaik aus verschiedenen 
landwirtschaftlichen Nutzungsformen 
und Feldgehölzen, nicht aber ausge-
dehnte Waldgebiete. Als Nahrungs-
opportunist nutzt der Uhu auch die 
Peripherie der Großstädte.  
Uhus brüten zwar nicht nur in Felsen, 
Steinbrüchen und mitunter Gebäu-
den, sondern auch in ausgedienten 
Nestern von Greifvögeln, oder wenn 
andere Gelegenheiten fehlen, am 
Boden. Uhus bevorzugen zum Brüten 
aber einen Platz, der vor Regen ge-
schützt und im Flug leicht erreichbar 
ist.  

 
Abb. 1: Der Uhu wurde zwar aus der 
Roten Liste der Brutvögel Deutschlands 
entlassen, bleibt aber eine streng ge-
schützte Art (Foto: STEFAN BRÜCHER) 

Aus allen Flächenländern wird ein 
positiver Bestandstrend gemeldet, 
eine Abnahme nur aus Bayern. Auf-
grund der aktuell positiven Bestands- 
und Arealentwicklung wurde der 
Uhu 2007 aus der Roten Liste der 
Brutvögel Deutschlands entlassen 
(SÜDBECK et al. 2007). Der Uhu 
bleibt aber eine streng geschützte 
Art.  
Der Schutz des Uhus mag angesichts 
des dramatischen Rückganges der 
Bestände zahlreicher anderer Vogel-
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arten in der nationalen Strategie zur 
Erhaltung der Biodiversität zurzeit zu 
Recht keinen hohen Stellenwert ein-
nehmen. Der Bestand gilt aber nicht 
als gesichert. Die Europäischen 
Vogelschutzgebiete decken lediglich 
etwa 20 Prozent des Bestandes ab. 
Große Gebiete sind bisher nicht vom 
Uhu wiederbesiedelt. Zudem liegt 
der Bestand weiterhin unter der aus 
populationsgenetischen Gründen an-
zustrebenden Größe (BERGERHAU-
SEN & RADLER 1989). Die Abwehr 
negativer zivilisatorischer Einflüsse 
in den von Uhus besiedelten 
Lebensräumen bleibt eine drängende 
Herausforderung (BREUER & BRÜ-
CHER 2010).  

 
Abb. 2: An Straßen verunglückte Tiere 
sind für Uhus die leichteste Beute. Zu-
gleich werden sie hier selbst leicht von 
Fahrzeugen erfasst  
(Foto: WILHELM BERGERHAUSEN) 

An die Stelle direkter Verfolgung 
sind heute andere Gefährdungsursa-
chen getreten, u. a.: 
- Kollisionsverluste im Straßen- 

und Bahnverkehr  
- Verluste durch Stromschlag an 

gefährlichen Mittelspannungs-
masten 

- Kollisionsverluste an Windener-
gieanlagen  

- Störungen an den Brutplätzen 
durch Klettersport 

- Verlust wichtiger Sekundärle-
bensräume in Steinbrüchen im 
Zuge von Abbau und Verfüllung 

- Verschlechterungen des Nah-
rungsangebots in der Agrarland-
schaft durch Intensivierung der 
Landwirtschaft und fortschreiten-
den Maisanbau. 

4 Bedeutung der Schädigungs- und 
Störungsverbote für den Schutz 
des Uhus 
 

Die Frage lautet: Ergeben sich aus 
den Verboten des § 44 Abs. 1 
BNatSchG – genauer gesagt dem 
Tötungsverbot, dem Störungsverbot 
sowie dem Beschädigungsverbot zum 
Schutz der Brut- und Ruhestätten – 
Konsequenzen für diese Gefährdungs-
ursachen und wenn ja welche?  
 

4.1 Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 
1 BNatSchG) 
Die Verbote der Nr. 1 gelten bereits 
dem Schutz des Individuums. Des-
halb leuchtet das Verbotsschild schon 
auf, sobald auch nur ein Uhu ge-
schädigt wird. Auf eine Verschlech-
terung des Erhaltungszustandes der 
lokalen Population kommt es nicht an.  
Unvermeidbare betriebsbedingte Tö-
tungen einzelner Individuen (z. B. 
nach Inbetriebnahme einer Straße) 
fallen aber als Verwirklichung sozial-
adäquater Risiken in der Regel nicht 
unter das Verbot. Vielmehr muss sich 
durch das Vorhaben das Tötungsri-
siko in signifikanter Weise erhöhen.2 
Der Umstand, ob ein signifikant er-
höhtes Risiko vorliegt, ist im Einzel-
fall im Bezug auf die Lage des Vor-
habens, das jeweilige Vorkommen 
und die Biologie der Art zu betrach-
ten.  
 

Beispiel 1: Kollisionsverluste an 
Straßen 
Uhuverluste an Straßen sind keine 
singulären Ausnahmeereignisse, wie 
eine Untersuchung der Fundumstän-
de von mehr als 400 in Deutschland 
an Straßen ums Leben gekommener 
Uhus zeigt.  
Fast ein Viertel von 1.667 toten Uhus 
mit bekannter Fundursache sind 
Straßenverkehrsopfer (BREUER et al. 
2009).3  
Für die Eifel, in der im Durchschnitt 
der letzten zehn Jahre etwa fünf Kol-
lisionsopfer  je Jahr bekannt  wurden, 

                                            
2 Vgl. Urteil BVerwG vom 09.07.2008, Az. 9 
A 14/07 im Zusammenhang mit einem 
Straßenbauvorhaben und vgl. Begründung der 
BNatSchG-Novelle, BT-Drucksache 16/5100 
v. 25.04.2007. 
 
3 Rechnet man die 84 Funde an Schienen-
verkehrswegen hinzu, gehen fast 30 Prozent 
aller Totfunde auf das Konto des Verkehrs. 
Die Zahl der im Schienenverkehr getöteten 
Uhus dürfte beträchtlich höher sein, weil 
Bahnanlagen nicht allgemein zugänglich sind, 
so dass Opfer hier in der Regel unentdeckt 
bleiben.  

 
Abb. 3: Uhu als Verkehrsopfer im 
Bereich einer Baustelle auf der Autobahn 
A 1 in der Eifel  
(Foto: HANS-JÜRGEN ZIMMERMANN) 

 
Abb. 4: Uhu als Verkehrsopfer auf einer 
Bundesstraße im Ahrtal  
(Foto: STEFAN BRÜCHER) 

rechnet die EGE mit zehnfach höhe-
ren Verlusten an Straßen. Das ent-
spricht 50 Uhus pro Jahr oder ca. 25 
Prozent der jährlich in der Eifel 
ausgeflogenen Uhus.  
Die EGE hat das Tötungsrisiko 
untersucht und die Ergebnisse veröf-
fentlicht (BREUER et al. 2009). An-
lass der Untersuchung war die Frage 
nach der Erheblichkeit im Sinne der 
FFH-Verträglichkeitsprüfung. Die 
folgenden Ergebnisse sind für die 
Prüfung des artenschutzrechtlichen 
Tötungsverbots gleichermaßen von 
Bedeutung: 
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Ein erhöhtes Kollisionsrisiko besteht 
an Straßen, die im Nahbereich von 
Uhubrutplätzen verlaufen. Als Nah-
bereich ist mindestens eine Zone von 
500 m um den Brutplatz anzusehen. 
Im Mittelgebirgsraum verlaufen die 
Straßen oft unmittelbar entlang von 
als Brutplatz genutzten Felsen und 
Steinbrüchen.  
Das Kollisionsrisiko steigt, wenn 
Altvögel größere Beutetiere zum 
Brutplatz transportieren und keinen 
ausreichenden Abstand zum Straßen-
verkehr gewinnen. Uhus sind keine 
wendigen Flieger. Das zu transportie-
rende Gewicht eines erbeuteten 
Kaninchens (1.500 - 2.000 g) setzt 
die Manövrierfähigkeit eines Uhus 
(Männchen ca. 1.900 g, Weibchen 
ca. 2.600 g) beträchtlich herab. Beim 
Uhuweibchen fällt zudem die Mauser 
in die Zeit der Jungenaufzucht, so 
dass wegen fehlender Federn die Flü-
gelflächenbelastung zu dieser Zeit 
zusätzlich erhöht ist. Uhuweibchen 
sind nach einer wochenlangen Brut-
zeit ohnehin in einer schlechten Kon-
dition, was die Kollisionsgefahr er-
höht.  
Dabei sind die Verluste von jungen 
Uhus an Straßen noch gar nicht ein-
gerechnet: Im Nahbereich von Uhu-
brutplätzen können noch nicht flug-
fähige Jungvögel, die sich bis zum 
Selbstständigwerden in der Umge-
bung des Brutplatzes aufhalten und 
dabei kleinräumige Standortwechsel 
vornehmen (d. h. während der „In-
fanteristen-Phase“) auf die Fahrbahn 
geraten und dort zu Schaden kom-
men. Mit dem Verkehr können be-
sonders leicht auch bereits flugfähi-
ge, aber unerfahrene Jungvögel kolli-
dieren. 
Mit einem erhöhten Kollisionsrisiko 
ist generell an Straßen in den Nah-
rungshabitaten von Uhus zu rechnen 
oder wenn Straßen zum Erreichen 
der Nahrungshabitate überflogen 
werden müssen. Als Nahrungshabitat 
ist grundsätzlich das Gebiet im Ra-
dius von sechs Kilometern um den 
Brutplatz anzusehen. Diesen Radius 
bestätigen die Ergebnisse aus Tele-
metriestudien (DALBECK 2003).  
Die mit Straßen verbundenen Saum-
habitate und ein Nager förderndes 
erhöhtes Aufkommen von Abfällen 
machen den Straßenverlauf als Nah-
rungshabitat für Uhus attraktiv. Das 
gilt sowohl für kurzrasige Bankette 
als auch für den Rand der Straßenbe-
pflanzung. Uhus jagen gerne entlang 

von Waldrändern. Straßen im Wald 
oder entlang dicht bestandener Ge-
hölze weisen beidseitig solche Situa-
tionen auf.  
Die massive Ausbreitung des Energie-
pflanzenanbaus (insbesondere Mais) 
führt zu einem beträchtlichen Verlust 
verfügbarer Jagdhabitate gerade wäh-
rend der 2. Hälfte der Jungenauf-
zucht. Deswegen gewinnen Straßen-
raum und Straßenrand als Nahrungs-
habitate zusätzliche Bedeutung.  
Uhus ernähren sich auch von an Stra-
ßen verunglückten Beutetieren wie 
Igeln, Kaninchen und Hasen. Es ist 
anzunehmen, dass Uhus Straßen 
daraufhin gezielt absuchen, was das 
Kollisionsrisiko dort noch vergrößert. 
An Straßen verunglückte Tiere sind 
für Uhus die leichteste Beute und 
zugleich die gefährlichste.  
Da Uhus ihre Nahrungshabitate nicht 
gegen andere Uhus verteidigen, son-
dern gemeinschaftlich nutzen, kann 
das Kollisionsrisiko je nach Lage der 
Straße die Uhupopulation einer gan-
zen Region betreffen. Insofern ist der 
Straßenverkehr insbesondere dort be-
drohlich, wo sich die Nahrungshabi-
tate mehrerer Paare überschneiden. 
Das ist in vielen zum Schutz des 
Uhus eingerichteten Europäischen 
Vogelschutzgebieten der Fall.  
Ein erhöhtes Tötungsrisiko besteht 
nicht nur an Autobahnen, sondern 
auch an Kreis- und Gemeindestraßen. 
Geschwindigkeitsbeschränkungen auf 
70 km/h schließen Opfer nicht aus. 
Erforderlich wären Beschränkungen 
auf 50, besser 40 km/h. Dies ist aber 
allenfalls im Nahbereich der Brut-
plätze an Straßen mit untergeordneter 
verkehrlicher Bedeutung durchsetz-
bar, wäre dort aber durchaus eine in 
Erwägung zu ziehende Vorkehrung 
zur Vermeidung von Verlusten. Das 
gilt dort auch für baulich-konstruk-
tive Lösungen, die Uhus vom Stra-
ßenraum fernhalten.  
Die Möglichkeiten, etwa mit der Ge-
staltung, Nutzung oder Pflege der 
Straßenseitenräume und des Straßen-
umlandes das Kollisionsrisiko deut-
lich zu senken, dürften eher gering 
sein, da in jedem Fall mit der Straße 
für Uhus nutzbare Jagdhabitate ent-
stehen oder verbunden sind. So sind 
Straßenränder z. B. eher schneefrei 
als die Umgebung. Sinnvoller könnte 
es sein, attraktive Nahrungshabitate 
außerhalb des Gefahrenbereiches der 
Straßen zu entwickeln, um jagende 
Uhus in ungefährlichere Gebiete zu 
lenken.  

 
Abb. 5: Bundesstraße 256 bei Thür im 
Kreis Mayen-Koblenz. Auf der Strecke 
mit der zulässigen Höchstgeschwindig-
keit von 70 km/h kamen bereits mehrfach 
Uhus zu Tode. Im Umkreis von 6.000 m 
brüten fünf Uhupaare. Die Straße verläuft 
durch die Nahrungshabitate dieser Uhus 
(Foto: STEFAN BRÜCHER) 

Uhus können praktisch überall auf 
Straßen – auch weitab von ihren 
Bruthabitaten und in von Uhus unbe-
siedelten Gebieten – verunglücken, 
allerdings ist das Kollisionsrisiko 
hier geringer als an den vorgenannten 
Straßenverläufen. Von einer signifi-
kanten Erhöhung des Tötungsrisikos 
kann hier sicherlich nicht gesprochen 
werden.  
 

Beispiel 2: Kollisionsverluste an 
Windenergieanlagen 
Seit Beginn der 1990er Jahre er-
wächst den Uhus mit dem Ausbau 
der Windenergiewirtschaft in Uhu-
lebensräumen ein neues Problem. 
Bisher stehen in Deutschland mehr 
als 20.600 Windenergieanlagen. 
Jährlich kommen etwa 800 Anlagen 
hinzu (DEUTSCHES WINDENERGIE-
INSTITUT DEWI 2009).  
Dabei besteht ein anerkannt verstärk-
tes Kollisionsrisiko mit bisher 142 
Totfunden für den Rotmilan. Für den 
Uhu ist das Risiko mit bisher 10 
(davon in der Eifel drei) Uhus als 
Schlagopfer ähnlich hoch, denn der 
Uhubestand in Deutschland beträgt 
nur etwa ein Zehntel des Rotmilanbe-
standes.4 Hierbei ist beachtlich, dass 

                                            
4 Zentrale Fundkartei der Staatlichen Vogel-
schutzwarte Brandenburg für Deutschland, 
Stand 28.10.2010  
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/media.
php/lbm1.a.2334.de/wka_vogel.xls 
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mangels systematischer Untersu-
chungen Schlagopfer fast nur zufällig 
bekannt werden. Wahrscheinlich 
kommen an Windenergieanlagen 
sehr viel mehr Uhus ums Leben, als 
festgestellt wird.  
Die Vorstellung, Uhus würden über-
wiegend bodennah jagen und sich 
nicht in der Reichweite der Rotoren 
bewegen, ist ausweislich belegter 

Opfer falsch. Uhus bewegen sich 
durchaus in diesen Höhen, beispiels-
weise bei der Balz oder bei Flügen 
zwischen Brut- oder Ruheplatz und 
Nahrungshabitat.  
Dem hohen Kollisionsrisiko tragen die 
Abstandsempfehlungen der LÄNDER-
ARBEITSGEMEINSCHAFT DER VOGEL-
SCHUTZWARTEN (LAG VSW) (2008) 
Rechnung. Sie halten für Windener-

gieanlagen immerhin einen Abstand 
von 1.000 m zu Brutplätzen sowie 
das Freihalten der Nahrungshabitate 
der Art in einem Umkreis von  
6.000 m um den Brutplatz für erfor-
derlich. Bei Unterschreitung geht die 
EGE von einem signifikant erhöhten 
Tötungsrisiko aus.  
 

Beispiel 3: Verluste durch Strom-
schlag 
Bestimmte Typen von Mittelspan-
nungsmasten, insbesondere solche 
mit stehenden Isolatoren, sind der 
Grund für den Tod zahlreicher Vö-
gel. Bei Berührung spannungsführen-
der Teile der gefährlichen Masten 
können die Vögel aufgrund ihrer 
Größe leicht Erd- und Kurzschlüsse 
verursachen, die zu einem tödlichen 
Stromschlag führen. Allein in 
Deutschland wird der Bestand sol-
cher Masten auf 350.000 geschätzt - 
mit dramatisch hohen Verlusten 
zahlreicher Vogelarten, vor allem 
Greifvögeln und Eulen. Dieser Ge-
fahr erliegen Vögel unabhängig vom 
Grad ihrer Fitness und ohne aus der 
Gefahr lernen zu können (BREUER 
2007). 
Mehr als ein Viertel von 1.667 toten 
Uhus mit bekannter Fundursache 
sind Stromopfer. Im Jahr 2007 bei-
spielsweise registrierte die EGE zehn 
durch Strom getötete Uhus  allein  im 

 
Abb. 6: Uhu als Stromopfer an einem Mittelspannungsmast auf dem Gelände des 
Bahnhofes Kreiensen/Landkreis Northeim im Sommer 2008. Neben dem Uhu liegt der 
Igel, den der Uhu vermutlich auf dem Mast hatte fressen wollen. Die Deutsche Bahn AG 
hat diesen und andere gefährliche Masten auf dem Bahnhofsgelände Kreiensen trotz 
dringender Bitten der Uhuschützer bis heute nicht entschärft  
(Foto: HILDEGUNDE STEFFENS) 

Gebiet der Eifel. Dabei gilt die Eifel 
hinsichtlich der Umrüstung gefährli-
cher Masten als Vorzeigegebiet der 
Stromwirtschaft. Die EGE prognos-
tiziert für dieses Gebiet ähnlich hohe 
Verluste wie im Straßenverkehr 
(BREUER et al. 2009).  
Der Bundesgesetzgeber hat 2002 die 
Errichtung gefährlicher Masten strikt 
untersagt und die Netzbetreiber ver-
pflichtet, alle alten hochgefährlichen 
Masten innerhalb einer zehnjährigen 
Frist vogelsicher umzurüsten. Das 
neue Bundesnaturschutzgesetz hält in 
§ 41 an dieser Bestimmung fest, 
verschiebt das Ende der Frist aller-
dings auf den 31.12.2012. 
Darüber hinaus bleiben die gefähr-
lichen Konstruktionen von Oberlei-
tungen der Bundesbahn auch weiter-
hin ohne jegliche Pflicht zur Umrüs-
tung. 
Die Größenordnung des Problems 
verdeutlicht eine Stichprobe, die die 
EGE 2009 im Gebiet des Westerwal-

des gemacht hat und vermutlich mit 
einem ähnlichen Ergebnis in beinahe 
jeder anderen Region Deutschlands 
hätte machen können: Im Gebiet des 
Messtischblattes Waldbreitbach – das 
ist ein 125 km² großes Gebiet in den 
rheinland-pfälzischen Kreisen Neu-
wied und Altenkirchen – stehen 802 
Mittelspannungsmasten. Von diesen 
erwiesen sich 616 als für Vögel 
hochgefährlich. Das sind 76,8 %; nur 
23,2 % wiesen keine Beanstandun-
gen auf. Rechnet man diese Zahl auf 
den Westerwald mit einer Fläche von 
insgesamt 3.000 km² hoch, muss dort 
mit etwa 13.000 für Vögel hochge-
fährlichen Mittelspannungsmasten 
gerechnet werden. Auf ein Revier 
eines Uhupaares kommen damit sta-
tistisch gesehen 54 gefährliche 
Masten (BREUER & BRÜCHER 2010). 
Die bis Ende 2012 geschuldete Um-
rüstung der alten Masten verläuft 
schleppend. Das belegen auch die 
von der EGE veröffentlichten Ergeb-

nisse einer Umfrage bei den Länder-
ministerien 2006 (EGE 2007). Die 
Netzbetreiber haben zudem nach 
2002 widerrechtlich neue gefährliche 
Masten aufgestellt. Im November 
2008 ist im nordrhein-westfälischen 
Kreis Euskirchen ein Uhu an einem 
solchen widerrechtlich aufgestellten 
Mast zu Tode gekommen. Ob Todes-
fälle an nach 2002 errichteten gefähr-
lichen Masten und nach 2012 an 
nicht entschärften Altmasten einen 
Verstoß gegen das Tötungsverbot des 
§ 44 des Bundesnaturschutzgesetzes 
darstellen, ist fraglich.  
 

4.2 Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 
2 BNatSchG) 
Beispiel 4: Störungen an den Brut-
plätzen durch Klettersportler 
Das Verbot der Nr. 2 untersagt be-
stimmte Störungen von Tieren zu be-
stimmten Zeiten. Nicht jede Störung 
löst das Verbot aus, sondern nur eine 
erhebliche Störung, in deren Folge 
sich der „Erhaltungszustand der loka-
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len Population“ verschlechtert. Dies 
ist der Fall, wenn sich die Störung 
auf die Überlebenschancen, die Re-
produktionsfähigkeit und den Fort-
pflanzungserfolg der lokalen Popula-
tion auswirkt.  
Eine lokale Population lässt sich im 
Zusammenhang mit dem Störungs-
verbot als Gruppe von Individuen ei-
ner Art definieren, die eine Fortpflan-
zungs- oder Überdauerungsgemein-
schaft bilden und einen zusammen-
hängenden Lebensraum gemeinsam 
bewohnen.  
Dass Klettersport in Uhulebensräu-
men zu Störungen führen kann, steht 
außer Frage, wie folgende Untersu-
chungsergebnisse aus der Eifel 
belegen:  
In den Tälern von Rur und Ahr leben 
jeweils fünf Uhubrutpaare. Die Bunt-
sandsteinfelsen im Rurtal zählen zu 
den am intensivsten vom Klettersport 
genutzten Gebieten Deutschlands. 
Das zwar ebenfalls touristisch stark 
erschlossene Ahrtal hingegen ist 
wegen seiner Schieferfelsen für den 
Klettersport gänzlich unattraktiv. 
Hier war der Bruterfolg der Uhus bei 
sonst gleichen oder sogar ungünstige-
ren Umweltbedingungen in dem Zeit-
raum zwischen 1985 und 1998 fast 
dreimal höher als im Rurtal. Dort 
führte Klettern immer wieder zu Brut-
aufgaben und zum Tod noch nicht 
flugfähiger Jungvögel, die vom Klet-
terbetrieb am Fels aufgeschreckt in 
den Tod stürzten (DALBECK & BREU-
ER 2001). 
Bis zur einstweiligen Sicherstellung 
der Brutplätze 1995 lag die mittlere 
Jungenzahl dort unter 0,5 je Brutpaar 
und Jahr. Nach der einstweiligen 
Sicherstellung und Entfernung der 
Kletterhaken in den Felsen ab 1999 
ist die mittlere Jungenzahl bis 2008 
auf 0,98 je Brutpaar und Jahr 
gestiegen (BREUER & BRÜCHER 
2010).  
Für eine sich selbst tragende Popu-
lation müsste der Wert über 1,0 
liegen, für eine günstige Entwicklung 
der Population, welche Rückschläge 
in z. B. witterungsbedingt ungünsti-
gen Jahren ausgleichen kann, müsste 
der Wert sogar 1,2 übersteigen. Zum 
Vergleich: Selbst bei in Abbau 
befindlichen Steinbrüchen liegt der 
Wert z. T. bei 2,0. Dort kann es zwar 
in Einzelfällen zu betriebsbedingten 
Verlusten kommen; freizeitbedingte 
Störungen scheiden aber aus (BREU-
ER et al. 2009).  

Insofern ist der Erhaltungszustand 
der lokalen Uhupopulation des Rur-
tals auch weiterhin als ungünstig 
anzusehen. Außerhalb der Eifel lie-
gen nirgends langjährige popula-
tionsbiologische Daten der betroffe-
nen Populationen vor, die eine solche 
auf den Reproduktionserfolg basie-
rende Bewertung erlauben könnten. 
Umso mehr erstaunt es, wie leicht-
fertig in der Planungs- und Gutach-
terpraxis der Erhaltungszustand loka-
ler Uhupopulationen für günstig bzw. 
Beeinträchtigungen als unerheblich 
ausgegeben werden.  
In Gebieten, in denen das Klettern 
nicht ausdrücklich untersagt ist, muss 
dem einzelnen Klettersportler nach-
gewiesen werden, dass er eine er-
hebliche Störung herbeigeführt hat. 
Dieser Nachweis ist in den seltensten 
Fällen zu erbringen.  
Umso mehr sollte erwartet werden 
können, dass Uhus wenigstens in den 
zu ihrem Schutz eingerichteten Euro-
päischen Vogelschutzgebieten vor 
Störungen sicher sein können. Das 
Beispiel des Rurtals zeigt, dass sie es 
nicht sind. In diesem Gebiet können 
heute auf etwa 300 Routen aller 
Schwierigkeitsgrade 150 Kletterer 
pro Tag ihrer Freizeitbetätigung 
nachgehen. Innen- und Umweltmi-
nister, Landrat und Deutscher Alpen-
verein lassen gerade in einem Gut-
achten des „Kölner Büro für Fau-
nistik“ untersuchen, an welchen Fel-
sen zusätzlich das Klettern ermög-
licht werden soll.  
 

4.3 Beschädigungsverbot zum 
Schutz der Brut- und Ruhestätte  
(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
Beispiel 5: Verlust von Brutplätzen 
während des Abbaubetriebs in 
Abgrabungen 
Das Verbot der Nr. 3 schützt Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten während 
der Zeit ihrer Nutzung. Werden sol-
che Lebensstätten, so wie es Uhus 
tun, regelmäßig genutzt, erlischt der 
Schutz erst, wenn die Lebensstätte 
endgültig aufgegeben wird.  
Ein beträchtlicher Teil der Uhupopu-
lation brütet in Abgrabungen mit 
Abbaubetrieb (z. B. in der Eifel die 
Hälfte der Population, BREUER & 
BRÜCHER 2010). Im Abbauverlauf 
kann es geschehen, dass solche Le-
bensstätten untergehen oder nicht 
mehr genutzt werden können. 
Anders als für viele andere Tierarten 
lassen sich für den Uhu in Abgrabun-

gen zumeist rechtzeitig neue Brut-
stätten schaffen, so dass die ökologi-
sche Funktion der Lebensstätte im 
räumlichen Zusammenhang auch 
weiterhin erfüllt bleiben kann. 
So lassen sich während des Abbaus 
im Lockergestein ohne großen Zeit-
aufwand mit wenigen Eingriffen des 
Baggerlöffels Brutnischen für Uhus 
schaffen. Diese Nischen sollten etwa 
einen Meter tief, ähnlich hoch, zwei 
bis drei Löffelbreiten breit und der 
Boden möglichst eben sein. Im 
Festgestein ist der Aufwand für das 
Anlegen etwas größer, aber nicht 
unzumutbar hoch (BREUER 2010).  
Nach Möglichkeit sollten Uhus in 
Abgrabungen immer mehrere Brut-
nischen zur Verfügung stehen. Dann 
ist es nicht so schlimm, wenn im 
Abbauverlauf einmal ein Brutplatz 
verloren geht. Deshalb kann es sinn-
voll sein, Brutnischen auch in solchen 
Wänden anzulegen, die nur einige 
Jahre erhalten bleiben.  
Es versteht sich von selbst, dass die 
alternativen Brutplätze geschaffen 
werden müssen, bevor die alten unter-
gehen. Das unter diesen Umständen 
nötigenfalls vom Tötungsverbot frei-
gestellte Töten von Uhus oder Zerstö-
ren des Gelegen (z. B. im Zuge von 
Sprengungen) dürfte regelmäßig ver-
meidbar sein und sich insofern auch 
bei so genannten vorgezogenen Aus-
gleichsmaßnahmen als unzulässig er-
weisen.  
 
5 Ausblick 
 

Die Schädigungs- und Störungsver-
bote des § 44 Abs. 1 BNatSchG haben 
durchaus Bedeutung für den Schutz 
des Uhus. In den dargestellten Fällen 
geben sie Anlass, die Möglichkeiten 
zur Vermeidung von Schädigungen 
und Störungen auszuschöpfen, damit 
es erst gar nicht zu Verbotsverstößen 
kommt.  
Allerdings sehen sich Uhus (und vie-
le andere Vogelarten) einer neuen 
Bedrohung ausgesetzt, auf welche 
die Schädigungs- und Störungsverbo-
te keine Anwendung finden: den 
Energiepflanzenanbau. Der dramati-
sche Zuwachs der Anbaufläche führt 
zu einer massiven Verknappung der 
für Uhus erreichbaren Nahrungstiere, 
denn im rasch aufwachsenden Mais 
finden Uhus keine Beute. Die Verbo-
te schützen nämlich nicht die Nah-
rungs- und Jagdhabitate.  
Der Energiepflanzenanbau hat mit 
4.780 Biogasanlagen in Deutschland 
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eine eigene Dynamik angenommen5 
Eine 500 kW-Anlage benötigt jähr-
lich beispielsweise eine Maisanbau-
fläche von rund 250 ha. In Deutsch-
land wuchs die Anbaufläche für Mais 
2008 gegenüber dem Vorjahr um 
11% und überschritt erstmals die  
2 Mio. Hektar-Grenze. Die Anbauflä-
che hat sich seit 1970 verfünffacht.6 
In einigen Bundesländern stand Mais 
im Jahr 2009 auf einem Viertel der 
Ackerfläche.7 Insofern scheint die 
Zukunft des Uhus keineswegs gesi-
chert zu sein.  
 
6 Literatur 
 

BERGERHAUSEN W & RADLER K 
1989: Bilanz der Wiedereinbürgerung 
des Uhus in der Bundesrepublik 
Deutschland. Natur und Landschaft 
64: 157-161.  
BREUER W 2007: Stromopfer und 
Vogelschutz an Energiefreileitungen. 
§ 53 Bundesnaturschutzgesetz in der 
Praxis. Naturschutz und Landschafts-
planung 39, (3): 69-72 
BREUER W 2010: Uhus schützen 
beim Rohstoffabbau. MIRO Fach-

zeitschrift für mineralische Rohstoffe 
1: 11-15 
BREUER W & S BRÜCHER 2010: 
Gefährliche Mittelspannungsmasten 
und Klettersport: Aktuelle Aspekte 
des Uhuschutzes Bubu bubo in der 
Eifel. Charadrius 46: 50-56 
BREUER W, BRÜCHER S & DALBECK 
L 2009: Straßentod von Vögeln. Zur 
Frage der Erheblichkeit am Beispiel 
des Uhus. Naturschutz und Land-
schaftsplanung 41: 41-46 
DALBECK L 2003: Der Uhu Bubo 
bubo (L.) in Deutschland. Autökolo-
gische Analysen an einer wieder 
angesiedelten Population. Resümee 
eines Artenschutzprojektes. Shaker, 
Aachen  
DALBECK L & BREUER W 2001: Der 
Konflikt zwischen Klettersport und 
Naturschutz am Beispiel der Habi-
tatansprüche des Uhus (Bubo bubo). 
Natur und Landschaft 75: 1-7 
DEUTSCHES WINDENERGIEINSTITUT 
(DEWI) (2009): DEWI-Magazin Nr. 
35, August 2009 
GESELLSCHAFT ZUR ERHALTUNG DER 
EULEN (EGE) (2007): Stand der 

Umrüstung vogelgefährlicher Masten 
in Deutschland. Ergebnisse einer 
Befragung der Länderumweltminister 
Stand November 2006. Naturschutz 
und Landschaftsplanung 39, 94-95 
LÄNDER-ARBEITSGEMEINSCHAFT 
DER VOGELSCHUTZWARTEN (LAG 
VSW) (2008): Abstandsempfehlun-
gen zu bedeutsamen Vogellebensräu-
men sowie Brutplätzen ausgewählter 
Vogelarten. Berichte zum Vogel-
schutz 44: 151-153  
SÜDBECK P, BAUER H-G, BOSCHERT 
M, BOYE P & KNIEF W 2007: Rote 
Liste der Brutvögel Deutschlands 4. 
Fassung, 30. November 2007. 
Berichte zum Vogelschutz 44: 23-81 
 
Anschrift des Verfassers: 
 
Wilhelm Breuer 
Gesellschaft zur Erhaltung der Eulen 
e. V. (EGE) 
Breitestr. 6 
53902 Bad Münstereifel 
Tel.: 02257-958866 
E-Mail: egeeulen@t-online.de 
www.egeeulen.de 

 

 

 

 

 

 

------------------------------------------------------------------------------------------- 

5 Fachagentur nachwachsende Rohstoffe e. V. http://www.bio-energie.de/biogas.html 
 
6 http://www.proplanta.de/AgrarNachrichten/agrar_news_themen.php?SITEID=1140008702&WEITER=99&MEHR=99&Fu1= 
1243671324&Fu1Ba=1140008702  
 
7 http://www.proplanta.de/AgrarNachrichten/themen.php?SITEID=1140008702&Fu1=1257737286&Fu1Ba=1140008702&WEITER= 
99&MEHR=99 


